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Im Sommersemester 2023 bieten wir zu-
sammen mit der Hanns Martin Schleyer-
Stiftung und der Heinz Nixdorf Stiftung im 
Rahmen der Universitas-Förderinitiative 
Studierenden die Gelegenheit, an dem Uni-
versitätsseminar „Dialog Junge Wissen-
schaft und Praxis“ teilzunehmen. Die dies-
jährige Veranstaltung findet vom 14. bis 16. 
Juni 2023 in Bonn statt und wird das 
Themenfeld der Energiepolitik in den Blick 
nehmen. Für interessierte Studierende 
(BA/MA/PhD) mit oder ohne Credit Points. 
Infos und Anmeldung hier.  

Band 144 der Untersuchungen für Wirt-
schaftspolitik von Herrn Clemens Recker 
zum Thema "Essays on regulatory issues of 
liberal professions - Ausgewählte Regu-
lierungsanfragen im Bereich der Freien Be-
rufe" ist erschienen.

 

Aktuelles aus dem iwp In diesem Impuls…  

… erörtern Ann-Kristin Becker und Ina 
Sieberichs, ob Deutschland in der internationa-
len Finanzierung von Klimavorhaben seinen ein-
gegangenen Verpflichtungen nachkommt. Die 
Autorinnen argumentieren, dass Klimavorhaben 
nicht zulasten anderer Ziele der Entwicklungszu-
sammenarbeit gehen dürfen. Weiterhin empfeh-
len sie, die Priorisierung innerhalb der Klimafi-
nanzierung stärker nach Empfängerinteressen 
auszurichten und den Fokus in diesem Kontext 
auf Klimaanpassungsmaßnahmen zu legen. 

Außerdem kommentieren Michael Krause und 

Steffen Roth eine mögliche De-Globalisierung. 

 

https://iwp.uni-koeln.de/veranstaltungen/dialog-junge-wissenschaft-praxis/aktuelles-seminar
https://iwp.uni-koeln.de/sites/iwp/Dokumente/04_Publikationen/Dissertationen/_U_144__Essays_on_selected_regulatory_issues.pdf
https://iwp.uni-koeln.de/sites/iwp/Dokumente/04_Publikationen/Dissertationen/_U_144__Essays_on_selected_regulatory_issues.pdf
https://iwp.uni-koeln.de/sites/iwp/Dokumente/04_Publikationen/Dissertationen/_U_144__Essays_on_selected_regulatory_issues.pdf
https://iwp.uni-koeln.de/sites/iwp/Dokumente/04_Publikationen/Dissertationen/_U_144__Essays_on_selected_regulatory_issues.pdf
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Kurz kommentiert:  
War Globalisierung wirk-
lich eine schlechte Idee? 

Michael Krause und Steffen J. Roth 

Im Zuge der weltweiten Integration der Märkte 
seit 1990 konnten sich mehr als eine Milliarde 
Menschen aus existenzieller Armut befreien. Eine 
beinahe unglaubliche Entwicklung.  
In Anbetracht von in der Pandemie zerrissenen 
Lieferketten, dem Angriffskrieg Russlands und 
dem sich verschärfenden Ton zwischen den USA 
und China scheint der Abgesang auf die Globali-
sierung allgegenwärtig. War der wirtschaftspoli-
tische Einsatz für Freihandel ein Irrtum? Hat uns 
die Leichtsinnigkeit geldgieriger Unternehmer 
unnötigerweise in die Abhängigkeit von anderen 
Ländern gebracht? 
Handel kommt jedoch nicht aufgrund der Laune 
einzelner Hasardeure zustande, sondern nur, 
wenn er sich im Wettbewerb als die günstigere 
Möglichkeit darstellt, die Nachfrage nach Gütern 
und Dienstleistungen zu bedienen. Handel kon-
kurriert mit den Technologien der Eigenproduk-
tion: Güter und Dienstleistungen, die wir expor-
tieren, sind in diesem Bild unsere Inputs. Im Ge-
genzug sind die Importe der Output. Offensicht-
lich war es günstiger, Ressourcen in die Produk-
tion von Exportgütern zu stecken, in deren Her-
stellung wir vergleichsweise gut sind, statt sie in 
die Produktion von Gütern zu lenken, die wir billi-
ger importieren können. De-Globalisierung ist 
folglich mit Wohlfahrtseinbußen verbunden, da 
auf diese komparativen Vorteile mindestens teil-
weise verzichtet werden würde. 
Diese Kosten kann man in Kauf nehmen wollen, 
um sich Versorgungssicherheit zu erkaufen. Tat-
sächlich gehen mit weltweitem Handel Risiken 
einher. Möglich, dass sich die Unternehmen geirrt 
und die Risiken unterschätzt haben. Denkbar 
aber auch, dass sich unglücklicherweise Risiken 
realisiert haben, die man zuvor vernünftigerweise 
eingegangen ist. Man wird auch zukünftig fragen 
müssen, in welchen Fällen die unterbrechungs-
freie Versorgung so wichtig ist, dass man sie zu 

bezahlen bereit ist. Und man muss immer wieder 
abwägen, welche Art der Risikominderung ange-
messen erscheint.  
Relativ günstig ist es, Risiken durch eine Diversifi-
zierung von Lieferanten auch nach Regionen oder 
politischen Allianzen zu minimieren. Eine zweite 
Möglichkeit ist die Bevorratung, wie sie z. B. mit 
der strategischen Ölreserve seit den 1970er Jah-
ren betrieben wurde. Beide Strategien sind nicht 
kostenlos und bedürfen, wenn die Politik ein be-
stimmtes Maß an Versorgungssicherheit garan-
tieren möchte, auch der staatlichen Beauftra-
gung oder Regulierung. Sie erfordern aber keine 
De-Globalisierung.  
Die vollständige Rückführung der Produktion 
nach Deutschland oder nach Europa ist aber der 
teuerste Weg, die Versorgungssicherheit zu er-
höhen. Sicher ist eine solche De-Globalisierung 
nicht für alle Produkte angemessen, an denen 
derzeit Mangel herrscht oder bei denen zukünftig 
Lieferketten einem Risiko unterworfen sein könn-
ten. Bei vielen Gütern wird das Eingehen des Risi-
kos wie bisher die vernünftigere Strategie sein. 
Völlig unabhängig von der Versorgungssicherheit 
werden ökologische Notwendigkeiten die welt-
weiten Handelsströme verändern. Eine angemes-
sene Bepreisung umweltschädlicher Transporte 
beispielsweise. Ebenso CO2-Grenzausgleichsme-
chanismen, die ggf. eingeführt werden, um den 
Wettbewerb zwischen Unternehmen in Ländern 
mit CO2-Bepreisung und solchen in Ländern ohne 
entsprechende Maßnahmen weniger zu verzer-
ren.  
Man sollte aber das Kind nicht mit dem Bade aus-
schütten. Denn hier schließt sich der Kreis: Die 
weltweite Transformation zu einer klimaverträg-
lichen Wirtschaftsweise kann nur mit weltweit 
gemeinsamer Anstrengung gemeistert werden. 
Ohne Nutzung komparativer Vorteile und ohne 
Technologietransfer erscheint die Bewältigung 
dieser Herausforderung undenkbar. Eine Frag-
mentierung der Welt in befreundete und nicht-
befreundete Wirtschaftsräume wäre genauso ab-
träglich wie eine Beschneidung der Wohlstands-
zuwächse oder gar die Inkaufnahme absoluter 
Wohlstandseinbußen in weniger entwickelten 
Ländern.  
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Der Klimawandel hat gravierende Folgen und es 
bestehen kaum Zweifel daran, dass der durch CO2 
und andere Treibhausgase getriebene Tempera-
turanstieg zu zunehmenden und stärkeren Natur-
katastrophen führt (IPCC 2022a). Im Jahr 2022 
stand rund ein Drittel der Fläche Pakistans unter 
Wasser. Ein Taifun verwüstete große Teile der 
Philippinen. Auch in Deutschland hat die Flutkata-
strophe im Sommer 2021 großen Schaden ange-
richtet. Neben Extremwetterereignissen sind 
auch sogenannte slow-onset Events eine Folge 
des Klimawandels, d. h. Ereignisse, deren Konse-
quenzen sich eher schleichend manifestieren. Ein 
prominentes Beispiel ist der steigende Meeres-
spiegel, der insbesondere Inselstaaten bedroht 
und ganze Regionen unbewohnbar macht.   
Aktuell sind vor allem Länder des Globalen Sü-
dens direkt mit den Folgen der Erderwärmung 
konfrontiert. Sie sind wegen ihrer geographi-
schen Lage Klimaextremen häufig stärker ausge-

setzt und zudem oft auch vulnerabler, also ver-
wundbarer, denn sie haben weniger Kapazitäten, 
sich an diese anzupassen. Finanziell ärmeren Län-
dern mangelt es häufig an Frühwarnsystemen, 
widerstandsfähiger Infrastruktur und an finanzi-
ellen Mitteln zum Wiederaufbau nach Naturkata-
strophen.  
 
Verursacher der Hälfte der zwischen 1850 und 
2019 ausgestoßenen CO2-Emissionen sind die In-
dustrieländer, die jedoch lediglich 16 Prozent der 
Weltbevölkerung ausmachen (IPCC 2022b). 
Deutschland beispielsweise ist für ungefähr sech-
zigmal so viele historische Emissionen verant-
wortlich wie Bangladesch (Our World in Data 
2022). Jedoch ist Deutschland in Hinblick auf die 
Auswirkungen des Klimawandels deutlich weni-
ger vulnerabel als Bangladesch (ND-GAIN Index 
2020). Länder, die wenig zur Verursachung des 
anthropogenen Klimawandels beigetragen ha-
ben, tragen häufig die größten Lasten.  

In diesem Impuls diskutieren wir, ob Deutschland in der Finanzierung von Klimavorhaben in vulnerablen 
Ländern des Globalen Südens seinen eingegangenen internationalen Verpflichtungen in einer Art und Weise 
nachkommt, wie man es entsprechend der freiwillig erklärten Verantwortungsübernahme und den freiwil-
ligen Zusagen zu solidarischer Hilfe erwarten könnte, oder ob die Finanzierung vielmehr von deutschen In-
teressen geleitet ist. Dazu betrachten wir kritisch, dass die Gelder für internationale Klimaschutz- und Klima-
anpassungsprojekte über das Budget der Entwicklungszusammenarbeit finanziert werden und diskutieren, 
ob diese zu Lasten anderer wichtiger Bereiche der wirtschaftlichen Entwicklung gehen sollten. Außerdem 
erörtern wir, ob die Allokation der Gelder zwischen Klimaanpassung und Klimaschutz eher Empfänger- oder 
eher Geberinteresse widerspiegelt. Wir argumentieren, dass das Budget der Entwicklungszusammenarbeit 
aufgestockt werden sollte, wenn die Mittel für internationale Klimaprojekte weiterhin über den Haushalt 
der Entwicklungszusammenarbeit finanziert werden sollen. Weiterhin empfehlen wir, dass der Fokus inner-
halb der internationalen Klimafinanzierung stärker auf Klimaanpassung gelegt wird. Damit würde Deutsch-
land seinen internationalen Verpflichtungen eher gerecht werden. 

Von Ann-Kristin Becker und Ina Sieberichs 

 

Zwischen Verantwortungsübernahme und Geberinter-

esse – Deutschlands internationale Klimafinanzierung 

auf dem Prüfstand 
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Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen 
können dabei helfen, den globalen Temperatur-
anstieg zu begrenzen und die Resilienz gegen-
über den Folgen des Klimawandels zu steigern. 
Durch Klimaschutzmaßnahmen sollen Emissio-
nen von Treibhausgasen, die zur globalen Erwär-
mung beitragen, verringert oder der Atmosphäre 
entzogen und gespeichert werden. Klimaanpas-
sungsmaßnahmen sollen die Vulnerabilität einer 
Region in Bezug auf die heutigen und zukünftigen 
Auswirkungen des Klimawandels reduzieren. Da-
runter fällt beispielsweise die Anpassung an häu-
figere Naturkatastrophen und an Veränderungen 
in der landwirtschaftlichen Produktion, aber auch 
die Implementierung von Maßnahmen zum Um-
gang mit Schäden und Verlusten. Das Umweltpro-
gramm der Vereinten Nationen (UNEP 2022, S. 
XIV) schätzt den jährlichen Finanzierungsbedarf 
für Klimaanpassungsmaßnahmen im Globalen Sü-
den bis 2030 auf 160–340 Milliarden US-Dollar und 
bis 2050 auf 315–565 Milliarden US-Dollar, je nach-
dem, wie das Anpassungsziel genau definiert und 
der globale Temperaturanstieg prognostiziert 
wird.1  
 
In diesem Impuls erörtern wir, ob Deutschland in 
der internationalen Finanzierung von Klima-
schutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen seine 
in internationalen Vereinbarungen anerkannte 
Verantwortung übernimmt und wirtschaftlich 
schwächeren Partnern hilft, oder ob die Klimafi-
nanzierung2 doch in erster Linie von deutschen In-
teressen geleitet ist. Dazu betrachten wir kritisch, 
wie die Gelder für internationale Klimaschutzpro-
jekte und Maßnahmen zur Anpassung an den Kli-
mawandel in Deutschland über den Haushalt der 
Entwicklungszusammenarbeit (EZ)3 finanziert 
werden und diskutieren, ob es Zielkonflikte mit 
anderen Bestrebungen der wirtschaftlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit gibt. Außerdem erör-
tern wir, ob die Allokation der Gelder zwischen 

                                           
1 Nicht immer kann man Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel trennscharf voneinander abgrenzen. Zudem hängen die 
Kosten der Klimaanpassung vom Ausmaß der globalen Erwärmung ab. 

2 Klimafinanzierung ist die Finanzierung von Maßnahmen zur Eindämmung des Klimawandels und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels. Sie 
kann sowohl aus öffentlichen als auch aus privaten Quellen stammen und auf lokaler, nationaler oder internationaler Ebene erfolgen (UNFCCC 2023). 

3 Der Begriff „Entwicklung“ kann durchaus kritisch betrachtet werden, da er eine Hierarchie zwischen „entwickelten“ und „nicht-entwickelten“ Ländern 

impliziert. Angelehnt an die gängige Literatur verwenden wir diesen Begriff auch in unserem Impuls.  

Klimaanpassung und Klimaschutz wirklich Emp-
fänger- und nicht Geberinteressen widerspiegelt.  
 

Grundlage der Verpflichtung Deutsch-
lands  

 
Zunächst werfen wir den Blick auf für diesen Im-
puls relevante internationale Verpflichtungen, die 
Deutschland seit der ersten Weltklimakonferenz 
im Jahr 1972 eingegangen ist (Abbildung 1).  
 

Abbildung 1: Zeitliche Abfolge wichtiger Klimaver-
einbarungen 

 
Anmerkung: Eigene Darstellung. 

  
Schon 1992 hat sich die internationale Gemein-
schaft in der völkerrechtlich bindenden Klimarah-
menkonvention, die 198 Vertragsparteien ratifi-
ziert haben, darauf verständigt, dass unterschied-
liche Verantwortung für den Umgang mit dem Kli-
mawandel je nach historischen CO2-Emissionen 
und der aktuellen Wirtschaftskraft übernommen 
werden soll (UNFCCC 1992). Ebenfalls im Jahr 
1992 wurde das sogenannte „Polluter Pays Prin-
ciple“ (Verursacherprinzip) beschlossen. Es zielt 
auf eine Internalisierung von Verschmutzungs-
kosten durch den Verursacher ab. Mit dem Be-
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schluss wurde international anerkannt, dass ver-
schiedene Staaten unterschiedlich große Verant-
wortung für den Klimawandel tragen und aktu-
elle Kapazitäten bei der Lastenverteilung berück-
sichtigt werden sollen, auch wenn dieser völker-
rechtlich nicht bindend war (UN 1992).  
 
Im Kyoto-Protokoll von 1997 haben sich einige In-
dustriestaaten und nachfolgend 2015 im Pariser 
Klimaabkommen alle Vertragsstaaten zu selbst-
gesetzten Nationalen Klimabeiträgen (Nationally 
Determined Contributions; NDCs) zum Klima-
schutz verpflichtet, um die globale Erwärmung 
auf vorzugsweise 1,5 Grad Celsius (maximal 2 
Grad Celsius), verglichen mit dem vorindustriellen 
Zeitalter, zu begrenzen. Damit Länder mit ge-
ringem Einkommen ihre NDCs erreichen, haben 
ihnen Deutschland und andere Industrieländer 
Unterstützung zugesagt. Außerdem haben sie zu-
gesagt, Länder im Globalen Süden bei der Um-
setzung von Klimaanpassungsmaßnahmen finan-
ziell und beratend zu unterstützen (UNFCCC 1997; 
2015). 
 
Bisher erreichte die finanzielle Unterstützung des 
Globalen Nordens für Länder im Globalen Süden 
nicht die international festgelegten Beträge. So 
wurde die bereits 2009 auf der COP15 in Kopen-
hagen zugesagte Unterstützung von 100 Milliar-
den US-Dollar jährlich bis 2020 deutlich verfehlt 
(UNFCCC 2009). Im Jahr 2020 erreichte die Unter-
stützung lediglich 83,3 Milliarden US-Dollar; in 
den Vorjahren war es noch weniger (OECD 2022). 
Es bleibt abzuwarten, ob das im Pariser Klimaab-
kommen erneut festgelegte Ziel von 100-Milliar-
den-Dollar bis 2025 erreicht wird.  
 
Schäden und Verluste durch den Klimawandel 
(„loss and damage“) hingegen wurden lange 
kaum auf internationaler Ebene thematisiert. Es 

                                           
4 Federführend für die internationalen Klimaverhandlungen war bis 2021 das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz (BMUV). Seit 2021 hat das Auswärtige Amt (AA) diese Rolle übernommen. 
5 Die OECD definiert alle Finanzierungsmittel als ODA, die von einer offiziellen Stelle an berechtigte Länder oder an multilaterale Organisationen fließen 
und die Förderung von ökonomischer Entwicklung und Wohlstand im Empfängerland als primäres Ziel aufweisen. Dabei kann ODA als Zuschuss oder als 
Darlehen bereitgestellt werden. Darlehen werden dann angerechnet, wenn der Zinssatz niedriger ist als der, der durch eine kommerzielle Bank angebo-
ten werden würde. Die Methode zur Anrechnung von Darlehen hat sich kürzlich geändert. Da die Daten, die auf der neuen Berechnungsmethode basie-
ren, erst ab 2018 verfügbar sind, greifen wir in unseren deskriptiven Auswertungen auf die ehemalige ODA-Definition zurück. Bei dieser Definition werden 
alle Mittel angerechnet, die ein Zuschusselement von mindestens 25 Prozent enthalten. Der Wert des Darlehens abzüglich der Darlehensrückzahlungen 
wird dabei als ODA verbucht (OECD 2023). 

ist schwierig, hier eine Einigung zu erlangen, da 
der Einfluss des Klimawandels auf konkrete Scha-
densereignisse schwer zu quantifizieren ist (Flach 
et al. 2022). Der im November 2022 auf der UN-
Klimakonferenz in Scharm asch-Schaich (COP27) 
beschlossene Fonds wird deshalb als historischer 
Meilenstein gesehen. Denn über den Fonds sollen 
die Kosten von Schäden und Verlusten internatio-
nal solidarisch finanziert werden (UNFCCC 
2022). Bis zur nächsten Klimakonferenz in Dubai 
(COP28) soll ein Vorschlag zur Operationalisie-
rung des Fonds ausgearbeitet werden. Wie auch 
bereits bei den Klimaschutzverpflichtungen ist 
die genaue Ausgestaltung allerdings alles andere 
als einfach. Bedeutsame Meinungsverschieden-
heiten darüber, wie die historische Verantwor-
tung oder die Leistungsfähigkeit bestimmt wer-
den sollen, prägen die Debatte. Darüber hinaus 
müsste außerdem geklärt werden, wie Schäden 
und Verluste quantifiziert werden und wem Gel-
der aus dem Fonds zustehen.   
 

Deutsche internationale Klimafinanzie-
rung  

 
Die Gelder, die Deutschland für Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen im Globalen Süden 
aufwendet, sind auf unterschiedliche Ministerien 
verteilt, kommen aber zu 88 Prozent aus dem 
Haushalt des Bundesministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
(BMZ 2022a).4 Die finanziellen Mittel sind dabei 
als Entwicklungsausgaben (Official Development 
Assistance, ODA) gekennzeichnet, d.h. sie sollen 
hauptsächlich darauf abzielen, wirtschaftliche 
Entwicklung und Wohlstand in Ländern des Glo-
balen Südens zu fördern (OECD 2023).5 Die bereit-
gestellten Mittel für Entwicklungsprojekte 
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werden von der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) in ei-
ner Datenbank veröffentlicht (Creditor Reporting 
System). Die nachfolgenden deskriptiven Aus-
wertungen basieren auf diesen Daten (OECD.Stat 
2023).  
 
Um den Anteil an ODA-Mitteln zu identifizieren, 
der in Klimavorhaben fließt, werden von den Ge-
berländern Kennzahlen vergeben – sogenannte 
RIO-Marker. Für jedes Projekt wird angegeben, 
ob Klimaanpassung beziehungsweise Klima-
schutz ein primäres, sekundäres oder kein Ziel 

                                           
6 Wir betrachten in unserer Analyse (inflationsbereinigte) Mittelzusagen, da diese die Geberentscheidung besser widerspiegeln als die tatsächlichen 
Ausgaben. Beispielsweise können teilweise mehrere Jahre zwischen der Zusage und der tatsächlichen Auszahlung liegen. Die Daten über Mittelzusagen 
sind zudem vollständiger (Aid Atlas 2023). Unsere Analyse beginnt 2011, da seitdem beide Klima-Marker (Klimaschutz und Klimaanpassung) zuverlässig 
vergeben werden (Noltze & Rauschenbach 2019). Wir betrachten in unserer Analyse bilaterale ODA-Mittel, d.h. solche, die direkt vom Geber- zum Emp-
fängerland fließen. Dies beinhaltet auch Mittel, für deren Umsetzung eine multilaterale Organisation beauftragt wird oder die durch eine Nicht-Regie-

des Vorhabens ist. Laut der OECD wird Klima-
schutz bzw. Klimaanpassung als primäres Ziel ei-
nes Projektes angegeben, wenn dies die grundle-
gende Motivation für die Durchführung des Pro-
jektes darstellt und das Projekt ohne dieses Ziel 
nicht finanziert worden wäre. Ein Ziel wird als se-
kundär eingestuft, wenn das Ziel genannt ist und 
das Projekt dazu beiträgt, dieses zu erfüllen, es je-
doch nicht die hauptsächliche Motivation für die 
Durchführung des Projektes darstellt (OECD 2018, 
S. 5). Einem Projekt können dabei mehrere sekun-
däre Ziele zugewiesen werden und es ist unklar, 
wie viele Mittel für das jeweilige sekundäre Ziel 
aufgewendet werden.6   
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Abbildung 2 zeigt den Klimaanteil in der deut-

schen bilateralen ODA seit 2011.7 Es wird deutlich, 
dass die von Deutschland bilateral zugesagten 
Entwicklungsgelder über die letzten zehn Jahre 
gestiegen sind. Im Jahr 2021 hat Deutschland fast 
30 Milliarden US-Dollar ODA zugesagt. Es wird 
deutlich, dass der Klimaanteil an der gesamten 
Entwicklungshilfe in Deutschland sehr hoch ist. 
Mittelzusagen für Klimaschutz- bzw. Klimaanpas-
sungsprojekte machen mit 3,06 Milliarden US-
Dollar über ein Zehntel der gesamten bilateralen 
ODA-Mittel aus. In den anderen betrachteten Jah-
ren war der Klimaanteil an der gesamten ODA so-
gar noch höher. Im Jahr 2014 betrug er knapp 24 
Prozent.  
 
Es zeigt sich, dass die Klimaausgaben in den letz-
ten Jahren anteilig an der gesamten bilateralen 
ODA gesunken sind. Ein Grund dafür ist die Tatsa-
che, dass auch Ausgaben als Entwicklungshilfe 
zählen, die ein Geberland zur Unterbringung und 
Versorgung von Geflüchteten im Geberland tä-
tigt. Dieser Anteil hat sich in Deutschland seit 2015 
signifikant erhöht und lässt die ODA-Ausgaben 
steigen, ohne dass klassische Entwicklungszu-
sammenarbeit betrieben wird. Werden diese Aus-
gaben herausgerechnet, ist der Klimaanteil an der 
gesamten ODA seit 2016 deutlich höher und ein 
rückläufiger Trend kaum erkennbar. Berücksich-
tigt werden hier außerdem nur Vorhaben mit pri-
märem Klimaziel. Würden Vorhaben mit sekundä-
ren Klimazielen mit einberechnet, wäre der Klima-
anteil noch deutlich höher.8 
 

 

                                           
rungsorganisation (NGO) verwaltet werden. Deutschland kann über die Verwendung dieser Mittel im Projektland selbst entscheiden. Bilateral bereitge-
stellte Mittel machen rund 80 Prozent der deutschen Klimafinanzierung aus (BMZ 2022a). Kernbeiträge an multilaterale Organisationen werden nicht 
betrachtet. 

7 Projekte, bei denen in der Datenbank nicht angegeben wird, ob Klima ein primäres, ein sekundäres, oder kein Ziel ist (16 Prozent aller Projekte, die fast 
27 Prozent aller zugesagten Mittel enthalten), sind in der Aufzählung der gesamten bilateralen ODA enthalten. Wir unterschätzen damit den Klimaanteil 
in der gesamten bilateralen ODA, da bei den Projekten, die nicht auf ein Klimaziel geprüft wurden, vermutlich einige Projekte mit einem Klimaziel enthal-
ten sind. Würden wir die Projekte ohne Zielangaben aus der gesamten ODA rausrechnen, wäre die Verzerrung aufgrund einer Überschätzung vermutlich 
größer. Bereits mit diesem konservativen Ansatz wird deutlich, dass der Klimaanteil in der gesamten bilateralen ODA groß ist. 

8 Um die Höhe der deutschen internationalen Klimafinanzierung zu ermitteln, rechnet das BMZ Projekte mit sekundärem Klimaziel zu 50 Prozent an 
(Noltze & Rauschenbach 2019, S. 7). Dass innerhalb eines Projektes mit einem sekundären Klimaziel tatsächlich die Hälfte aller Projektmittel für dieses 
ausgegeben wird, scheint unrealistisch. Es ist daher wahrscheinlich, dass das BMZ das Finanzvolumen von Klimavorhaben überschätzt. Durch unsere 
vorsichtigere Einordnung vermeiden wir die Gefahr einer Überschätzung des Klimaanteils. 

Wird Klimafinanzierung als Entwick-
lungszusammenarbeit verkauft?  

 
Wenn Deutschland einerseits Mittel für Entwick-
lungszusammenarbeit bereitstellen und außer-
dem seinen internationalen Verpflichtungen 
nachkommen und historische Verantwortung für 
seinen Beitrag zur Verursachung des Klimawan-
dels übernehmen will, sollten die Mittel zur Klima-
finanzierung zusätzlich zu ODA-Mitteln gewährt 
werden. 
 
So hat Deutschland laut dem BMZ zwar das 1970 
in einer UN-Resolution vereinbarte Ziel, mindes-
tens 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens 
(BNE) für Entwicklungshilfe aufzuwenden, im 
Jahr 2021 erreicht (BMZ 2022b, UN Doc. 
A/RES/2626(XXV), “International Development 
Strategy for the Second United Nations Develop-
ment Decade”). Die Zielvorgabe für eine ODA-
Quote wurde allerdings beschlossen, bevor die 
erste Weltklimakonferenz stattfand und lange 
bevor es internationale Klimaverpflichtungen 
gab. Wenn die Mittel für Klimaprojekte in den be-
reitgestellten Entwicklungsgeldern nicht mit ein-
bezogen würden, ergäbe sich, dass Deutschland 
nur noch 0.64 Prozent und damit einen deutlich 
geringeren Anteil seines BNEs für Entwicklungs-
hilfe ausgäbe und die Zielvorgabe der ODA-Quote 
nicht erreichen würde.  
 
Es ist außerdem ohnehin fraglich, ob Klimaschutz- 
und Klimaanpassungsprojekte in gleicher Weise 
zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung 
und des Wohlstands in Ländern des Globalen Sü-
dens beitragen, wie es der Fall wäre, wenn die 
Mittel zur Klimafinanzierung in andere Projekte – 
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beispielsweise in Vorhaben zur Förderung des Ge-
sundheitssektors oder in Bildungsprojekte – flie-
ßen würden.  
 
In Hinblick auf Klimaanpassungsvorhaben könnte 
natürlich argumentiert werden, dass diese das Ri-
siko von lokalen Extremwetterereignissen redu-
zieren, beziehungsweise einen schnellen Wieder-
aufbau nach solchen Katastrophen fördern, wo-
durch Wohlfahrtsverluste verhindert oder gemin-
dert werden. Bei Klimaschutzmaßnahmen hinge-
gen ist eine Vereinbarkeit mit landläufigen Vor-
stellungen dessen, worum es bei Entwicklungszu-
sammenarbeit geht, fraglicher. Zwar könnte ar-
gumentiert werden, dass der Klimaschutz ganz 
allgemein in den Zielen für nachhaltige Entwick-
lung (Sustainable Development Goals;  SDGs) und 
damit im Mandat der Entwicklungszusammenar-
beit verankert ist (Ziel 13 der SDGs). Zudem könn-
ten Maßnahmen zur Begrenzung des Tempera-
turanstieges sicherlich auch für die Länder des 
Globalen Südens einen Nutzen entfalten, zum 
Beispiel durch die Reduzierung zukünftiger Ge-
fahren durch Extremwetter, Meeresspiegelan-
stieg oder der Einführung eines CO2-Grenzaus-
gleichmechanismus (Carbon Border Adjustment 
Mechanism; CBAM) (Flach et al. 2022). Allerdings 
ist ein direkter Nutzen für Länder des Globalen 
Südens weniger ausgeprägt als bei anderen Pro-
jekten der Entwicklungszusammenarbeit oder 
der lokalen Klimaanpassung. 
 
Insgesamt kann es durchaus Synergien zwischen 
Klimaprojekten und Wohlstandsförderung ge-
ben. Jedoch ist es zweifelhaft, ob Klimamaßnah-
men eins zu eins als Entwicklungshilfe angerech-
net werden sollten. Vielmehr scheint es, als wür-
de Deutschland sich hier eine doppelte politische 
Dividende der Gelder anrechnen lassen wollen, 
wenn es verkündet, dass sowohl die Ziele der Kli-
mafinanzierung als auch die angestrebte ODA-
Quote erreicht wurden. 

Aus institutioneller Sicht mag es sinnvoll sein, die 
Klimafinanzierung über das BMZ umzusetzen, da 
bestehende Strukturen und Partnerschaften des 
BMZ die Umsetzung vor Ort erleichtern können. 
Wenn sich die Prioritäten innerhalb des EZ-Bud-

gets allerdings stark in Richtung Klimafinanzie-
rung verschieben und dieses Budget nicht signifi-
kant steigt, geht dies zu Lasten anderer wichtiger 
Bereiche der wirtschaftlichen Entwicklung. Sei-
ner Selbstverpflichtung kommt Deutschland da-
bei aber nicht nach. 
 

Prioritäten in der deutschen Klimafinan-
zierung: Zwischen Klimaschutz- und 
Klimaanpassung  
 
Bislang haben wir die mögliche finanzielle Kon-
kurrenz zwischen Klimaprojekten und anderen 
Entwicklungszielen thematisiert. Um zu untersu-
chen, welche Prioritäten Deutschland innerhalb 
der Klimafinanzierung setzt, lohnt es sich, die Auf-
teilung der bislang zugesagten Mittel in Klima-
schutz- und in Klimaanpassungsmaßnahmen zu 
betrachten.  
 
Deutschland hat 2021 Klimaschutz- und Klimaan-
passungsprojekte in 150 Ländern finanziert, vor 
allem in den Regionen Süd- und Zentralasien und 
Afrika südlich der Sahara. Projekte im Bereich 
Klimaanpassung umfassten überwiegend die Sek-
toren Landwirtschaft, Umweltschutz und Wasser. 
Die meisten Mittel für Klimaschutzprojekte flos-
sen in die Sektoren Energie, Umweltschutz und 
Transport.  
 
Abbildung 3 stellt die deutschen bilateralen ODA-
Zusagen für Projekte im Bereich Klimaschutz und 
Anpassung an den Klimawandel in absoluter Hö-
he dar. Insgesamt zeigt sich, dass die Mittel für 
Klimavorhaben seit 2013 angestiegen sind. Den-
noch sind die bereitgestellten Mittel für Klimavor-
haben begrenzt und Klimaschutzmaßnahmen 
konkurrieren mit Klimaanpassungsmaßnahmen 
um knappe finanzielle Ressourcen. Es wird deut-
lich, dass Deutschland seit 2011 durchgehend sig-
nifikant mehr Mittel für Klimaschutz- als für 
Klimaanpassungsprojekte zur Verfügung gestellt 
hat. 2021 wurden 2,2 Milliarden US-Dollar für Pro-
jekte mit dem primärem Ziel Klimaschutz und le-
diglich 0,8 Milliarden US-Dollar für Projekte mit 
dem primären Ziel der Klimaanpassung ausgege-
ben. 
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Ebenfalls interessant ist die Art der Implementie-
rung von Klimavorhaben. Mittel für Klimaschutz-
vorhaben werden überwiegend über Vorhaben 
mit dem primären Ziel des Klimaschutzes umge-
setzt, während Mittel für Klimaanpassung häufi-
ger über Projekte mit dem sekundären Ziel der An-
passung an den Klimawandel implementiert wer-
den. Da bei Projekten mit sekundärem Klimaziel 
zweifelhaft ist, wie groß der Klimaanteil tatsäch-
lich ist, könnte der Finanzierungsunterschied zwi-
schen Klimaschutz- und Klimaanpassungsprojek-
ten noch größer sein.  
 
Die Rivalität um knappe finanzielle Ressourcen 
scheint in der deutschen Klimaaußenpolitik dem-
zufolge zugunsten von Klimaschutzprojekten 
auszufallen. Dies ist kein rein deutsches Phäno-

men – viele Geberländer sagen Mittel überwie-
gend für Klimaschutz- und nicht für Anpassungs-
vorhaben zu.  
 

Warum stellt Deutschland deutlich mehr 
Mittel für Klimaschutz als für Klimaan-
passung bereit?  
 
Während Klimaanpassungsmaßnahmen im Re-
gelfall nur der Bevölkerung vor Ort zugutekom-
men, stiften Klimaschutzmaßnahmen einen direk-
ten Nutzen für die deutsche Wahlbevölkerung. 
Klimaschutz im Sinne einer geringeren Erderwär-
mung ist ein globales öffentliches Gut. Natürlich 
ist es im Sinne der Menschen in vulnerablen Län-
dern, wenn die Erderwärmung gemindert wird. 
Die Wähler in Deutschland haben aber ebenfalls 

Abbildung 3: Deutsche bilaterale Finanzierung von Klimaschutz- und Klimaanpassungsprojekten 

Anmerkung: Wir folgen den aktuellen Richtlinien der Europäischen Union (EU) und diskontieren hier Mittel für Projekte mit 
sekundärem Ziel mit 40 Prozent (EU 2022). Da ein Projekt mehrere Ziele aufweisen kann, können die Mittel für Klimaschutz- 
und Klimaanpassung nicht einfach aufsummiert werden. Andernfalls kann es zu einer Doppelzählung kommen. Quelle: 
OECD.Stat (2023), eigene Darstellung. 
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ein Interesse an Klimaschutzmaßnahmen und 
ihre Regierung entsprechend beauftragt. Da jede 
weltweit eingesparte Tonne CO2 gleich wertvoll 
für den Klimaschutz ist, liegt jede Klimaschutz-
maßnahme in einem Empfängerland nicht nur im 
Interesse der dortigen, sondern zugleich im Inte-
resse der deutschen Bevölkerung.  Neben diesem 
eher schwierig zu quantifizierenden Interesse, 
den Temperaturanstieg aufzuhalten und poten-
tielle negative Folgen des Klimawandels abzu-
wenden, profitiert Deutschland auch unmittelbar 
aufgrund damit einhergehender finanziellen Ent-
lastungen, indem es mit der Emissionsreduzie-
rung einen Teil seiner internationalen Verpflich-
tungen erfüllt: Deutschland kann sich die finan-
zierten Klimaschutzprojekte im Ausland anrech-
nen lassen.  
 
Bereits im Kyoto-Protokoll wurde vereinbart, 
dass es keine Rolle spielt, ob Emissionen im In- 
oder Ausland reduziert werden. Diese Regelun-
gen wurden im Pariser Klimaabkommen erneut 
bestätigt. Selbst im 2021 beschlossenem Klima-
schutzgesetz der Bundesregierung wurde festge-
halten, dass nationale Klimaziele im Rahmen von 
“staatenübergreifenden Mechanismen zur Min-
derung von Treibhausgasemissionen” erreicht 
werden können (§ 3 Abs. 2 Klimaschutzgesetz). 
Diese Anrechnungsregeln sind aus einer ökono-
mischen Perspektive absolut sinnvoll und machen 
Investitionen in Ländern des Globalen Südens be-
sonders aus Gründen der Kosteneffizienz durch-
aus attraktiv. Schließlich kann dadurch ein be-
stimmtes Emissionsreduktionsziel mit geringeren 
Kosten oder bei Aufwendung einer bestimmten 
Summe eine größere Emissionsreduktion erreicht 
werden. Dennoch sind Klimaschutzmaßnahmen 
in anderen Ländern keine ausschließlich solidari-
sche Hilfeleistung für die betreffenden Länder. 
Wenn Deutschland Emissionsreduzierung im Rah-
men der Entwicklungszusammenarbeit nicht zu-
sätzlich, sondern statt im eigenen Land durch-
führt, spart Deutschland die finanziellen Mittel, 
die erforderlich gewesen wären, um die gleiche 
Menge an Treibhausgasen in Deutschland zu re-
duzieren. 
 

Anders als Klimaschutzmaßnahmen entfalten 
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel 
nur lokale Wirkungen. Geberländer haben daher 
kein direktes Interesse an Anpassungsmaßnah-
men im Globalen Süden. Zwar lassen sich Argu-
mente finden, inwiefern auch Anpassungsmaß-
nahmen Geberländern zugutekommen können, 
beispielweise über verringerte Migrationsströme 
aus den Empfängerländern. Diese Mechanismen 
wirken jedoch eher indirekt, sind mit Unsicherheit 
behaftet und schwer zu quantifizieren. Emp-
fängerländer hingegen profitieren direkt von lo-
kalen Anpassungsmaßnahmen, da diese die Resi-
lienz der lokalen Bevölkerung hinsichtlich der Fol-
gen des Klimawandels steigern. Vulnerable Län-
der fordern seit Jahren mehr Unterstützung bei 
Klimaanpassungsmaßnahmen und bei der Kom-
pensation von Schäden und Verlusten. Den vul-
nerabelsten Ländern sind nach ihren Berechnun-
gen allein zwischen 2000 und 2019 Kosten in Hö-
he von 525 Milliarden US-Dollar durch die Auswir-
kungen des Klimawandels entstanden. Dieser 
Verlust beläuft sich auf 22 Prozent ihres gesamten 
Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2019 (Awal et al. 
2022).  
  
Die genauere Betrachtung der Finanzierungsin-
strumente für Klimavorhaben zeigt übrigens, 
dass Deutschland für Projekte mit dem primären 
Ziel des Klimaschutzes hauptsächlich Darlehen 
vergibt, während für Klimaanpassungsvorhaben 
überwiegend Zuschüsse bereitgestellt werden. 
Dies lässt sich dadurch erklären, dass Klima-
schutzprojekte häufig profitabler sind als Klima-
anpassungsprojekte. Aufgrund der mangelnden 
Profitabilität würden sich Klimaanpassungspro-
jekte selten so amortisieren, dass die Darlehen zu-
rückgezahlt werden könnten. Unternehmen ha-
ben bereits Anreize, in Klimaschutzprojekte 
in Ländern des Globalen Südens zu investieren. 
Sie können dadurch Emissionszertifikate erlan-
gen. Die Mobilisierung von privaten Mitteln ist 
eine sinnvolle Option, um Klimaschutz im Ausland 
unabhängig von Entwicklungszusammenarbeit 
zu realisieren. 
 
Nicht nur in finanzieller Hinsicht können Maßnah-
men zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung in 
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Konkurrenz zueinander stehen. Klimaschutzmaß-
nahmen nutzen oft Ressourcen, die dann nicht 
mehr für Anpassungsmaßnahmen (oder andere 
Entwicklungsprojekte) genutzt werden können. 
Beispielsweise könnten Solarkollektoren, die ei-
ner CO2-armen Stromerzeugung dienen, Land in 
Anspruch nehmen, auf dem keine Landwirtschaft 
mehr betrieben werden kann (IPCC 2018). Gleich-
zeitig können Klimaschutzprojekte die Kapazitä-
ten von gut ausgebildeten Arbeitskräften im 
Empfängerland binden, die dann in anderen Be-
reichen fehlen könnten. 
 
Es existiert die Befürchtung, dass nicht genug Kli-
maschutz betrieben wird, wenn sich der Fokus in 
der internationalen Klimafinanzierung zu Klima-
anpassung verschiebt (Müller-Jung 2022). Emis-
sionsminderungen sind wichtig und richtig. Nur 
sollten sie über zusätzliche Gelder finanziert wer-
den und nicht zulasten des bestehenden Budgets 
für die wirtschaftliche Zusammenarbeit gehen.  
 

Fazit 
 
Deutschland und andere Industrieländer haben in 
internationalen Verträgen festgelegt, für histori-
sche CO2-Emissionen Verantwortung zu überneh-
men und unterschiedliche wirtschaftliche Kapazi-
täten von Ländern bei der Klimafinanzierung zu 
berücksichtigen. Verglichen mit anderen Gebern 
stellt Deutschland eine große Summe für die in-
ternationale Klimafinanzierung bereit. Werden 
diese Mittel so eingesetzt, wie man sich dies nach 
der Selbstverpflichtung vorstellen würde?  
 
Die deutschen Gelder zur Klimafinanzierung wer-
den überwiegend aus dem für Entwicklungszu-
sammenarbeit bereitgestellten Budget finan-
ziert. Um seinen abgegebenen Versprechungen 
nachzukommen, muss Deutschland Gelder für die 
Klimafinanzierung zusätzlich zu dem Budget für 
konventionelle Entwicklungsgelder bereitstellen. 
Klimavorhaben dürfen nicht zulasten anderer 
Ziele der Entwicklungszusammenarbeit gehen. 
Weiterhin sollte hinsichtlich der solidarischen Hil-
feverpflichtung gegenüber wirtschaftlich weni-
ger starken und vulnerablen Ländern deren For-

derungen angemessen Gehör geschenkt wer-
den. Diese Länder fordern eine Priorisierung der 
Finanzierung von Maßnahmen zur Anpassung an 
den Klimawandel. Deutsches Eigeninteresse soll-
te bei der Allokation der Gelder nicht im Vorder-
grund stehen. 
 
Im Koalitionsvertrag hat die neue Bundesregie-
rung festgehalten, dass die ODA-Quote von 0,7 
Prozent eingehalten werden soll und zusätzliche 
Mittel für die Klimafinanzierung bereitgestellt 
werden sollen (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP 2021, S. 150). Es bleibt weiterhin abzu-
warten, ob die Ampelkoalition dies tatsächlich 
umsetzt. 
 
Auf der UN-Klimakonferenz in Scharm asch-
Schaich im November 2022 wurde zudem auf 
Wunsch der vulnerabelsten Länder ein Fonds be-
schlossen, der Schäden und Verluste durch Fol-
gen des Klimawandels kompensieren soll. Damit 
es nicht lediglich bei einem Symbol für Solidarität 
bleibt, muss der Fonds gut ausgestaltet werden. 
Die auf der COP27 von Deutschland zugesagten 
170 Millionen US-Dollar sollen aus dem BMZ-Haus-
halt kommen (BMZ 2022c). Damit dadurch die 
Mittel für andere Entwicklungsprojekte nicht 
schrumpfen, sollte der BMZ-Haushalt im nächs-
ten Jahr dementsprechend aufgestockt werden. 
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